
Von Kaspar Villiger
Bundespräsident und Finanzminister
der Schweizerischen Eidgenossenschaft

Der nachfolgende Artikel ist die
Wiedergabe der Ansprache Kaspar
Villigers an der Jahreskonferenz der
«Genève Place Financière» am 12.
November 2001. Die Aussagen des
Bundespräsidenten haben nichts an
Aktualität eingebüsst.

Ich freue mich, hier in Genf im Kreis
der «Genève Place Financière» zu Ih-
nen sprechen zu dürfen. Ich bin der
Einladung Ihrer Vereinigung gerne ge-
folgt. Der Genfer Finanzplatz ist ein
wichtiger Bestandteil sowohl der Gen-
fer Volkswirtschaft als auch des
Schweizer Finanzsektors. Als Bundes-
rat und Finanzminister ist es mir ein
Anliegen, mit den Akteuren des
schweizerischen Finanzplatzes den di-
rekten, regelmässigen Meinungsaus-
tausch zu suchen.

Dies erscheint mir gerade zum
heutigen Zeitpunkt wichtig, wo welt-
weit gemeinsam und nachdrücklich

versucht wird, die Finanzierungsquel-
len terroristischer Organisationen auf-
zudecken und trockenzulegen. Die
Schweiz unterstützt die weltweiten Be-
strebungen zur Bekämpfung des Miss-
brauchs der Finanzsysteme seit länge-
rem konsequent. Sie wird dies im
Licht der aktuellen Ereignisse noch
verstärkt tun. Dazu gehört eine enge
Zusammenarbeit mit den ausländi-
schen Geldwäscherei-, Justiz- und
Strafverfolgungsbehörden.

Der Bundesrat ist überzeugt, dass
Geschäfte mit kriminellen Geldern
letztlich die Reputation und das Ver-
trauen in den Finanzplatz Schweiz
untergraben. Das könnte gar seine Zu-
kunft in Frage stellen. Für die Anstren-
gungen bei der Abwehr solcher Gelder
zähle ich auf die Kooperationsbereit-
schaft und die Initiative der Finanz-
branche. Unter den gegebenen Vorzei-
chen möchte ich die internationalen
Herausforderungen an den Finanzplatz
ins Zentrum meiner heutigen Ausfüh-
rungen stellen.

Als Vertreter der Regierung lege
ich die Schwerpunkte auf die Rolle des
Staates. Meine Ausführungen werden
daher vor allem drei Aspekten gewid-
met sein. Erstens der Bedeutung bere-
chenbarer und stabiler regulatorischer
Rahmenbedingungen. Zweitens der
Wahrung der Integrität des Finanzplat-
zes als Standort- und Wettbewerbsfak-
tor. Drittens der Suche nach konstruk-
tiven Lösungen in der internationalen
Zusammenarbeit.

Im Folgenden mache ich vorerst ei-
nige grundsätzliche Anmerkungen zur
internationalen Wettbewerbsposition
des Finanzplatzes und den Arbeiten
zur Optimierung der Regulierung und
Aufsicht in der Schweiz. Danach wer-
de ich auf die breite Palette internatio-
naler Herausforderungen eingehen.
Besonders aktuell sind die Aufarbei-
tung der Terrorbedrohung einerseits

und der Stand der Gespräche mit der
EU in den finanzplatzrelevanten Ver-
handlungsgegenständen andererseits.
Im letzten Teil meines Referates werde
ich die internationale Verantwortung
der Schweiz betonen und einige Kern-
aussagen formulieren.

Der Finanzplatz: tragende Säule
der Schweizer Volkswirtschaft
Der Finanzplatz ist eine der tragenden
Säulen der Schweizer Volkswirtschaft.
Der Anteil des gesamten Finanzsektors
am Bruttoinlandprodukt ist heute hö-
her als 10%. Innerhalb der letzten fünf
Jahre nahm dieser Anteil um rund ei-
nen Drittel zu. Das belegt seine hohe
Dynamik. Der Beitrag des Finanzplat-
zes Schweiz an die Gesamtbeschäfti-
gung lässt sich mit einem Anteil von
rund 6% sehen. Hinzu kommen die un-
mittelbar oder mittelbar durch das Fi-
nanzgeschäft generierten Steuerein-
nahmen. Der Finanzplatz spielt somit
direkt, aber auch indirekt durch quali-
fizierte Dienstleistungen für den
Werkplatz, eine wichtige Rolle inner-
halb der schweizerischen Volkswirt-
schaft. Sein Beitrag zum Wohlstand
unseres Landes ist bedeutend und un-
verzichtbar.

Namentlich im Vermögensverwal-
tungsgeschäft ist die Schweiz als
Standort weltweit führend. Jedoch
wächst auch die Vermögensverwal-
tung vor Ort («onshore») im Ausland
stark. Sie ist eine kluge regionale Di-
versifikation, welche sich in hohen
ausländischen Direktinvestitionen der
Schweizer Banken und Versicherun-
gen niederschlägt. Umgekehrt ist auch
die Schweiz für ausländische Banken
ein interessanter Standort. So haben
sich jüngst verschiedene Banken aus-
ländischer Provenienz entschieden,
das internationale Private-Banking-
Geschäft hier in Genf weiterzuent-
wickeln.
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Der Schweizer Finanzplatz weist
offensichtlich international Wettbe-
werbsvorteile auf, die auch auslän-
dische Institute gerne nutzen. Die
Schweiz hat somit im zunehmend in-
tensiver geführten internationalen
Standortwettbewerb gute Karten. Die-
ser Erfolg hat mehrere Ursachen. Als
Schlüsselfaktoren für einen auch zu-
künftig erfolgreichen Finanzplatz
möchte ich einerseits die wirtschaftli-
che und politische Berechenbarkeit
und Stabilität, einschliesslich der
Geldwertstabilität, hervorheben. An-
dererseits sind eine angemessene Re-
gulierung, gute Infrastrukturleistun-
gen und eine mässige Besteuerung
wichtig. Auch das Bankgeheimnis ge-
hört zu diesen Standortfaktoren.

Die Qualität der staatlichen Rah-
menbedingungen ist eine notwendige,
aber nicht hinreichende Bedingung für
die Überlebensfähigkeit einer Bran-
che. Am wichtigsten ist natürlich die
Produktivität und Konkurrenzfähig-
keit der Unternehmen selber. Dies be-
sonders, wenn sie im scharfen interna-
tionalen Wettbewerb stehen wie in der
Finanzindustrie. Konkret sind damit
das professionelle Know-how der
Dienstleistungsanbieter sowie deren
technologische Spitzenleistungen an-
gesprochen. Schliesslich sind aber
auch die Wahrung der Integrität des
Finanzplatzes und die Reduktion von
Reputationsrisiken in erhöhtem Mass
wichtig geworden.

Intaktes regulatorisches Umfeld
Das regulatorische Umfeld des Fi-
nanzplatzes ist als Erfolgsfaktor intakt.
Dies anerkennt beispielsweise auch
der Verband der Auslandsbanken in
der Schweiz. Vor kurzem hielt dieser
fest, dass die Schweizer Gesetzgebung
bezüglich Stabilität und Berechenbar-
keit eine der weltweit besten sei.

Diese guten Voraussetzungen des
Finanzplatzes im internationalen Wett-
bewerb bedürfen aber einer ständigen
Überprüfung und Qualitätssicherung.
Gefordert ist eine kontinuierliche
Weiterentwicklung des Aufsichts-
rechts. Regulierung und Umsetzungs-
praxis müssen es ermöglichen, dass
die Aufsichtsbehörden mit raschen
strukturellen Veränderungen, techno-
logischen Neuerungen und Innovatio-

nen der Finanzinstrumente Schritt hal-
ten können. So sind beispielsweise
durch die liberale Gesetzgebung in der
Schweiz in den letzten Jahren ver-
schiedene Finanzkonglomerate ent-
standen. Sie erfordern eine sektor-
übergreifende Aufsicht. Zudem muss
diese Regulierung die Stabilität des
Systems sicherstellen sowie genügend
Raum für die Entwicklung der Markt-
kräfte bieten.

Vor diesem Hintergrund sind die
Arbeiten der Expertengruppe Zufferey
zu sehen. Der Bericht dieses Experten-
gremiums vom November 2000 stellt
der geltenden Regulierung und Auf-
sicht in der Schweiz insgesamt ein gu-
tes Zeugnis aus. Trotzdem ortet die
Expertengruppe Handlungsbedarf.
Die drei wichtigsten Empfehlungen
betreffen erstens die Schaffung einer
integrierten Finanzmarktaufsichtsbe-
hörde, welche die bisherigen Aufgaben
der Eigenössischen Bankenkommis-
sion und des Bundesamtes für Privat-
versicherungen übernimmt; zweitens
die Differenzierung der geltenden Fi-
nanzmarktregulierung im Sinne eines
funktionalen Ansatzes; und drittens
die neue Unterstellung der unabhängi-
gen Vermögensverwalter, der Introdu-
cing Brokers und der Devisenhändler
unter eine prudenzielle Aufsicht.

Eine neue Expertengruppe wird
demnächst die gesetzgeberischen Vor-
arbeiten zur angemessenen Umset-
zung der wichtigsten im «Bericht Zuf-
ferey» vorgeschlagenen Massnahmen
in Angriff nehmen. Das EJPD und das
EFD werden diese Gruppe gemeinsam
einsetzen, da beide Departemente be-
troffen sind.

Weitere Arbeiten sind auch im
Rahmen der von mir im März 2000
eingesetzten «Groupe de réflexion Fi-
nanzplatz Schweiz» im Gang. Diese
hochrangige Strategiegruppe wurde
beauftragt, eine laufende Standort-
bestimmung zum Finanzplatz Schweiz
vorzunehmen und dessen Herausfor-
derungen und Chancen vorausschau-
end zu analysieren. Es geht konkret
darum, die Kohärenz der Politik in Fi-
nanzplatzfragen sicherzustellen. Dabei
spielen staatliche Rahmenbedingun-
gen, insbesondere in den Bereichen
Aufsicht, Besteuerung und Strafrecht,
naturgemäss eine wichtige Rolle. Aber

auch die aktive Gestaltung der interna-
tionalen Beziehungen ist in einer zu-
nehmend vernetzten Welt für die
Schweiz bedeutender geworden. Und
schliesslich zeigt sich, dass ethische
Integrität und internationale Wettbe-
werbsfähigkeit keine Gegensätze dar-
stellen, sondern sich im Gegenteil be-
dingen. Unser Ziel muss es deshalb
bleiben, Rahmenbedingungen bereit-
zustellen, die den Erhalt eines starken,
international wettbewerbsfähigen und
gleichzeitig integren Finanzplatzes er-
lauben.

Privatsphäre und Bankgeheimnis
Für die Schweizer Politik geht es ins-
besondere darum, den Vertraulich-
keitsschutz aufrechtzuerhalten und
gleichzeitig dessen Missbräuche zu
verhindern. Lassen Sie mich kurz auf
dieses Spannungsfeld eingehen:

In der Schweiz kommt dem Schutz
der Privatsphäre der Bankkunden tra-
ditionell eine grosse Bedeutung zu.
Ein angemessener Vertraulichkeits-
schutz ist legitim, und er ist politisch
tief verankert. Umfragen belegen dies
seit Jahren eindrücklich. Die Ver-
pflichtung zur Vertraulichkeit setzt der
Offenlegung von Kundeninformatio-
nen Grenzen, sei es im Inland oder
gegenüber dem Ausland. Dies bietet
aber Angriffsflächen, namentlich bei
Fragen zum Informationsaustausch
mit ausländischen Behörden.

Wir haben darum die Verantwor-
tung, dafür zu sorgen, dass das legiti-
me Bankgeheimnis möglichst nicht
missbraucht werden kann. Das ist zu-
nächst ein moralisches Erfordernis.
Korrektes Geschäftsgebaren, Fairness,
Ablehnung von schmutzigem Geld
und die Vermeidung von Korruption
liegen im ureigensten Interesse der Fi-
nanzbranche. Die «Sauberkeit» ist
aber auch zu einem zentralen Standort-
faktor geworden. Dem hat die staatli-
che Regulierung Rechnung zu tragen.

Somit sind sowohl der Staat wie
auch der Privatsektor gefordert. Um es
anders auszudrücken: Wir sitzen im
gleichen Boot!

Internationale Herausforderungen
Ich möchte nun im Sinne eines «Tour
d’horizon» auf die wichtigsten inter-
nationalen Herausforderungen an den
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Finanzplatz Schweiz eingehen. Ein
paar prioritäre Dossiers werde ich be-
sonders vertiefen.

Aktualitätshalber komme ich
zuerst auf die Initiativen zur Bekämp-
fung des internationalen Terrorismus
zu sprechen. Dabei spielt die Unter-
bindung der als «Blutkreislauf» von
Terrororganisationen bezeichneten Fi-
nanz-Netzwerke eine entscheidende
Rolle. Die Schweiz verfügt über die
notwendigen Instrumente, um sich
vollumfänglich an diesen internatio-
nalen Initiativen zu beteiligen. Im
schweizerischen Strafgesetzbuch wird
der Terrorismus als Vortat für die
Geldwäscherei definiert. Das ist bei-
spielsweise nicht in allen Mitgliedlän-
dern der «Financial Action Task Force
on Money Laundering» (FATF) der
Fall. Das Geldwäschereigesetz schreibt
Finanzintermediären zudem vor, ver-
dächtige Vermögenswerte im Zu-
sammenhang mit organisiertem Ver-
brechen und Terrorismus unverzüglich
zu sperren. Gleichzeitig muss eine
Meldung an die Meldestelle des
Bundesamtes für Polizei erfolgen.
Dank der Identifikation aller Kontoin-
haber und der Auflage zur Feststellung
der wirtschaftlich Berechtigten sind
unsere Finanzintermediäre in der
Lage, den Behörden alle nötigen Hin-
weise geben zu können.

Gegen innen und aussen muss so-
mit besonders nachdrücklich kommu-
niziert werden, dass das Bankgeheim-
nis weder Terrorismus, organisierte
Kriminalität noch Potentaten schützt.

International koordinierte
Terrorbekämpfung
Die Schweiz unterstützt auch die Aus-
weitung des Mandates der FATF. Da-
mit kann international koordinierter
und gezielter gegen die Finanzierung
des Terrorismus vorgegangen werden.
Zweifellos wird der neue Schwerpunkt
der Terrorismusbekämpfung auch die
laufenden Arbeiten an der Revision
der 40 FATF-Empfehlungen beeinflus-
sen. Zweckmässig und wünschbar er-
scheinen uns vor allem verschärfte An-
forderungen für die Identifikation aller
Kunden und der wirtschaftlich Berech-
tigten. Es ist erfreulich, dass unsere
«Know your customer rules» zu den
weltweit fortschrittlichsten gehören.

Die Schweiz stimmt auch einer
Ausweitung der Arbeiten der FATF auf
nicht-kooperierende Länder zu, die im
Verdacht der Terrorismusfinanzierung
stehen. Die Schweiz hat sich an diesen
Initiativen von Anfang an aktiv betei-
ligt und wird dies weiterhin tun.

Im Zusammenhang mit den
schrecklichen Attentaten in den USA
haben wir alle notwendigen Massnah-
men zur Aufdeckung und Verfolgung
von Spuren ergriffen. Auch arbeiten
wir eng mit den ausländischen Behör-
den zusammen. Neu hat das Bundes-
amt für Polizei die Task Force Terror
USA gebildet. Die Task Force steht in
enger Verbindung zum Sicherheits-
dienst des Bundes und zum Grenz-
wachtkorps. Sie koordiniert die zahl-
reichen Abklärungen der kantonalen
Polizeikorps. In enger Zusammenar-
beit mit Schweizer und ausländischen
Behörden, darunter insbesondere dem
amerikanischen FBI in Bern, gehen
die Behörden sämtlichen relevant er-
scheinenden Informationen über all-
fällige Vermögenswerte und Finanz-
transaktionen nach.

Im Bereich der Geldwäscherei
werden unsere Anstrengungen in aus-
ländischen Fachkreisen anerkannt. Es
werden jedoch wiederholt Zweifel an
der Funktionsfähigkeit des Systems
der Selbstregulierung geäussert. Dazu
einige grundsätzliche Überlegungen:

Das Schweizer System der indirek-
ten Überwachung im Banken- und
Parabankensektor ist international ein-
malig und deshalb auch nicht unum-
stritten. Gerade weil die Vergleichbar-
keit mit dem Ausland fehlt, müssen
wir den Tatbeweis erbringen, dass es
funktioniert. Die Alternative wäre ein
sehr grosser staatlicher Apparat. Dies
müssen wir vermeiden. Deshalb muss
die Selbstregulierung funktionieren –
auch im Interesse der regulierten Fi-
nanzintermediäre selbst.

Sollte sich die Selbstregulierung
nicht bewähren, würden wohl die For-
derungen nach einem staatlichen Kon-
trollapparat zunehmen. Wir sind also
zum Erfolg verurteilt. Mit der Stär-
kung der Führung, mit einer Aufstok-
kung des Personalbestandes und mit
zusätzlichen organisatorischen Mass-
nahmen haben wir einen wichtigen
Schritt zu einer erfolgreichen Umset-

zung des Geldwäschereigesetzes im
Parabankenbereich getan.

Internationaler Steuerwettbewerb
und Steuerparadiese
Ich komme nun zu den Steuerfragen.
Seit einiger Zeit ist die OECD be-
strebt, den «schädlichen Steuerwett-
bewerb» einzudämmen. Sie hat im
April 1998 einen Bericht über den
schädlichen Steuerwettbewerb verab-
schiedet. Dieser verpflichtete die
OECD-Mitglieder zur Identifikation
und zur Aufhebung von Vorzugssteuer-
regimes mit schädlichem Charakter bis
2003. Das für die Umsetzung des Be-
richts eingesetzte OECD-Forum hat es
sich zur Aufgabe gemacht, schädliche
Steuerparadiese öffentlich aufzulisten.

Trotz aller Bemühungen seitens
der Schweiz gelang es allerdings nicht,
dem Bericht von 1998 einen umfas-
senden Ansatz zu geben. Er konzen-
triert sich nur auf mobile Finanzakti-
vitäten und stellt einseitig die interna-
tionale Amtshilfe oder den Zugang zu
Bankinformationen für Steuerbehör-
den in den Mittelpunkt. Dabei blendet
er ebenso wichtige Bereiche wie Sub-
ventionen oder Steueranreize zwecks
Unternehmensansiedlung aus. Aus
diesem Grund hat sich die Schweiz –
zusammen mit Luxemburg – der Zu-
stimmung zum Bericht enthalten. Ent-
sprechend ist die Schweiz nicht an die
Empfehlungen des Berichts gebunden.

In der Zwischenzeit ist die Zukunft
dieser Initiative ungewiss geworden.
Die auf den 31. Juli 2001 vorgesehene
Liste mit schädlichen Steuerparadie-
sen wurde nicht publiziert. Stattdessen
kündigte die OECD an, dass die Dis-
kussion innerhalb der OECD weiter-
geführt und nach einer neuen Frist zur
Veröffentlichung dieser schwarzen Li-
ste gesucht werde.

Die ausschlaggebende Änderung,
die das Fortsetzen der Arbeiten über-
haupt ermöglichte, bestand im Verzicht
auf das sogenannte «Ring fencing» bei
der Prüfung von Steuerparadiesen.
Das bedeutet, dass die rechtliche Un-
gleichbehandlung in- und ausländi-
scher Investoren nicht mehr als Krite-
rium beigezogen wird. Ein Steuer-
paradies muss sich lediglich zu Trans-
parenz und Informationsaustausch
verpflichten, um als nicht schädlich
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qualifiziert zu werden. Für die OECD-
Mitglieder soll dieses Kriterium des
«Ring fencing» hingegen weiterhin
Geltung haben.

Die weitere Entwicklung der
OECD-Initiative wird massgeblich
von der Kooperationsbereitschaft der
Steuerparadiese abhängig sein. Eben-
so bestimmend wird die Haltung der
USA sein. Vor den Attentaten setzte
sich die USA stark für die Wahrung
der nationalen Steuerhoheit ein und
forderte eine Fokussierung der Arbei-
ten der OECD auf den Informations-
austausch. Diese Schwerpunktsetzung
dürfte für die Schweiz insgesamt eine
eher ungünstige sein. Wir haben in un-
seren Doppelbesteuerungsabkommen
als einziger Mitgliedstaat der OECD
bisher keine Amtshilfe zur Durchset-
zung des nationalen Rechts gewährt,
wenn man von der Sonderbestimmung
im Abkommen mit den USA über die
Amtshilfe in Steuerbetrugsfällen ein-
mal absieht. Die Steuerverwaltung hat
jedoch bereits Verhandlungen mit an-
deren wichtigen Partnerländern aufge-
nommen, um Anpassungen der ent-
sprechenden bilateralen Verträge nach
dem Muster des DBA Schweiz – USA
zu erreichen.

Steuerverhandlungen mit der EU
Das Thema Steuerwettbewerb spielt
natürlich auch im bilateralen Dossier
Zinsbesteuerung mit der EU eine zen-
trale Rolle. Zinsen besteuern heisst für
die EU im wesentlichen die Besteue-
rung von Erträgen auf Obligationen
und Spareinlagen von natürlichen Per-
sonen aus einem anderen EU-Mit-
gliedstaat. Dividenden werden von der
geplanten EU-Richtlinie nicht erfasst,
ebensowenig wie juristische Personen
und Zinserträge von EU-Ausländern.
Während einer Übergangsphase dür-
fen Belgien, Luxemburg und Öster-
reich die Besteuerung dieser Zinserträ-
ge noch mittels einer Quellensteuer si-
cherstellen. Nach Ablauf dieser Über-
gangsphase soll für alle EU-Staaten
nur noch ein automatisches Meldever-
fahren zwischen Steuerbehörden zu-
lässig sein.

Demgegenüber wird die schweize-
rische Verrechnungssteuer auf allen
Kapitalerträgen auf schweizerischen
Wertpapieren erhoben, also auch auf

Dividenden, bei juristischen Personen
und bei Ausländern. 

Ich kann verstehen, dass die EU ihr
Steuersubstrat erhalten und Kapitaler-
träge angemessen besteuern will. Das
wollen und tun wir ja mit der Verrech-
nungssteuer auch. Es ist auch ver-
ständlich, dass die EU als regionaler
Wirtschaftsblock ihren Blickwinkel
auf die ganze Welt ausdehnen muss.
Sie kann nur beschränkt verhindern,
dass Kapital aus ihrem Gebiet in ande-
re, steuerlich interessantere Finanz-
plätze abwandert. Aus diesem Grund
sind aus der Sicht der EU die Verhand-
lungen mit Drittstaaten zur Erzielung
von «gleichwertigen» Massnahmen
wichtige flankierende Massnahmen
für den Erfolg des angestrebten Sy-
stems des Informationsaustausches.

Der Bundesrat erklärte sich nach
dem EU-Gipfel von Feira grundsätz-
lich dazu bereit, mit der EU eine Lö-
sung zu suchen, und zwar auf der Basis
einer Zahlstellensteuer auf Zinsen aus-
ländischer Kapitalanlagen. Diese hätte
den Zweck, Umgehungsgeschäfte über
die Schweiz möglichst unattraktiv zu
machen.

Der Bundesrat ist auch gesprächs-
bereit in der Frage der Aufteilung des
Ertrages einer Zahlstellensteuer, hin-
gegen lehnt er einen Informationsaus-
tausch, auch nach einer Übergangs-
phase, strikt ab. Der Bundesrat vertritt
diese Haltung seit mehreren Jahren
konsequent. Dies ist nicht nur darin
begründet, dass ein automatisches
Meldeverfahren unser Bankgeheimnis
gefährden würde. Wir sind auch über-
zeugt, dass das Quellensteuersystem
dem Meldeverfahren letztlich überle-
gen ist. Denn mit der Erhebung einer
Quellensteuer beim Schuldner oder
bei einer Zahlstelle werden alle Kapi-
talerträge erfasst, auch diejenigen von
Steuerhinterziehern, welche sonst in
Gebieten ohne Informationspflicht ab-
rechnen würden. Dieses System ist
nicht nur administrativ einfach, son-
dern es stellt auch eine effektive Be-
steuerung sicher, garantiert dem Staat
die Zufuhr der verlangten Steuern und
bietet zudem Anreize zur Steuerehr-
lichkeit. 

Zwischenzeitlich ist der neue
Richtlinienvorschlag der EU-Kommis-
sion «zur Gewährleistung einer effek-

tiven Besteuerung von Zinserträgen
innerhalb der Gemeinschaft» veröf-
fentlicht worden. Die Vorlage der
Kommission entspricht den Erwartun-
gen. Sie hält sich an den von den Fi-
nanzministern Ende 2000 vorgegebe-
nen Inhalt. Das Dokument bildet auch
die Grundlage für Verhandlungen der
EU mit Drittstaaten wie der Schweiz.
Die «Stunde der Wahrheit» kommt für
die EU in der zweiten Hälfte 2002. Un-
ter Einbezug der Verhandlungsergeb-
nisse mit Drittstaaten müssen die Mit-
gliedstaaten dann beurteilen, ob die er-
zielten Einigungen ausreichen, um der
Richtlinie zustimmen zu können. Da-
bei wird ein Entscheid einstimmig ge-
fällt werden müssen. Der seit kurzem
vorliegende Mandatsentwurf der EU
beruft sich auf die Beschlüsse von
Feira. In bezug auf Drittländer wie 
die Schweiz sollten «gleichwertige»
Massnahmen und eine Überprüfungs-
klausel angestrebt werden.

Marktzutrittsbeschränkung für
Finanzdienstleister
Etwas anders präsentiert sich die Situa-
tion im Bereich der Liberalisierung der
Dienstleistungen mit der EU. Diese be-
treffen neben den Finanzdienstleistun-
gen auch andere Bereiche wie Verkehr,
Energie, Telekommunikation, Post,
den audiovisuellen Sektor und freie
Berufe. Aufgrund der Bedeutung und
der Komplexität dürften allerdings die
Finanzdienstleistungen im Vorder-
grund stehen. Die Schweiz verfügt
schon heute über sehr liberale Markt-
zutrittsregeln zum Dienstleistungs-
markt. Für schweizerische Anbieter
von Finanzdienstleistungen bestehen
in der EU noch einige Marktzutritts-
beschränkungen. Grundsätzlich hätten
wir ein Interesse an einem freien
Marktzutritt in den für die Schweizer
Wirtschaft bedeutungsvollen EU-
Markt. Dem steht jedoch die Unsicher-
heit gegenüber, beim Abschluss eines
bilateralen Abkommens den ganzen
für den Finanzdienstleistungssektor
relevanten EU-Acquis sowie dessen
Weiterentwicklung übernehmen zu
müssen. Dieser Unsicherheit sollte un-
ser künftiges Verhandlungsmandat
Rechnung tragen. Vor allem wird ab-
zuschätzen sein, unter welchen kon-
kreten Bedingungen die Schweiz den
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Marktzutritt für den EU-Raum erhal-
ten kann. Ein wichtiger Faktor ist auch
der künftige Acquis communautaire,
der sogenannte «Pipeline-Acquis».
Dieser stellt einen Unsicherheitsfaktor
dar, den es zu berücksichtigen gilt. 

Zu den Verhandlungen mit der EU
über Betrugsbekämpfung, insbesonde-
re den Zollbetrug, lässt sich folgendes
sagen: Die Schweiz ist selbstverständ-
lich bereit, Hand zu bieten für Lösun-
gen, die zu einer noch effizienteren
Bekämpfung des Zollbetrugs beitra-
gen. Tatbestände, für welche verstärkt
Amts- und Rechtshilfe geleistet wer-
den sollen, wären in einem Staatsver-
trag präzis zu umschreiben. Dabei
könnten neben dem Betrug auch der
gewerbsmässige Schmuggel, Subven-
tionserschleichung sowie Bestechung
erfasst werden, sofern diese Wider-
handlungen im Zusammenhang mit
dem grenzüberschreitenden Warenver-
kehr begangen werden. In solchen Fäl-
len würde auch das Bankgeheimnis
aufgehoben. Die EU will über die Be-
trugsbekämpfung hinaus indessen alle
illegalen Aktivitäten, die zum Schaden
der finanziellen Interessen der Ver-
tragsparteien führen, erfassen. Sie
möchte deshalb ein umfassendes Amts-
und Rechtshilfeabkommen aushan-
deln, das sich auf alle die indirekte Fis-
kalität betreffenden Widerhandlungen
bezieht.

Wir sind der Meinung, dass unsere
Offerte substantiell ist und die Lösung
fast aller konkreten Probleme im Be-
reich des organisierten Schmuggels
und des Betrugs im Warenverkehr er-
möglichen würde. Materiell stellen
sich im übrigen bei den Verhandlungen
über Schengen sehr ähnliche Probleme
wie bei der Betrugsbekämpfung.

Lassen Sie mich zum Schluss mei-
nes Referates einen Appell an Sie rich-
ten! Die Schweiz verfügt international
über einen bedeutenden Finanzplatz.
Er trägt wesentlich zum Wohlstand in
unserem Land bei. Dies macht eine
wirkungsvolle Vertretung unserer
Interessen auf internationaler Ebene
unverzichtbar. Wir wollen uns deshalb
an allen Diskussionen über die Regu-
lierung und Aufsicht der Finanzmärkte
in den internationalen Gremien aktiv
beteiligen. Dabei müssen wir auch ge-
rechtfertigte Kritik akzeptieren. Unge-

rechtfertigte Anschuldigungen sind je-
doch dezidiert zurückzuweisen. 

Ein aktuelles Beispiel für das inter-
nationale Engagement der Schweiz ist
unsere Bereitschaft zur Teilnahme am
«Financial Sector Assessment Pro-
gram» von IWF und Weltbank – nota-
bene als eines der ersten Industrielän-
der. Diese auf Finanzsektorstabilität
ausgerichtete Evaluation hat in diesen
Tagen in der Schweiz stattgefunden.
Der IWF hat dabei nicht nur Treffen
mit den Behörden abgehalten, sondern
auch über 30 Gespräche mit Vertretern
der Finanzbranche geführt.

Der internationale Druck auf die
Schweiz wird wohl auch in den kom-
menden Jahren anhalten. Wir sehen
schwierigen Verhandlungen mit der
EU, der OECD und anderen Gremien
entgegen. Wir wollen unsere Offenheit
zum Dialog zeigen und sind bereit für
die Zusammenarbeit, allerdings unter
Berücksichtigung klar abgesteckter
Grenzen. Die Schweiz wird sich für
die Suche nach konstruktiven, aber
auch in der Sache effizienten Lösun-
gen einsetzen. Dabei werden wir ver-
suchen, die gleiche Innovations-
fähigkeit wie die Finanzbranche an
den Tag zu legen.

Bekenntnis des Finanzsektors zur
Schweiz als Wirtschaftsstandort
Abschliessend möchte ich drei «Mes-
sages» formulieren:

Erstens: Der Finanzplatz als Gan-
zes ist nur dann längerfristig wettbe-
werbsfähig, wenn die einzelnen Unter-
nehmen marktgerecht, innovativ und
zukunftsgerichtet handeln. Jedoch bin
ich mir bewusst, dass der Schweizer
Finanzplatz nur so lange konkurrenz-
fähig bleiben kann, als die gesetz-
lichen und regulatorischen Rahmenbe-
dingungen stimmen. Das verlangt von
den Behörden scharfes Beobachten
der internationalen Entwicklungen auf
den Finanzmärkten und gutes Zuhö-
ren.

Zweitens: Die konsequente Wah-
rung der Integrität liegt im eigenen
Interesse der Finanzintermediäre.
Denn sie ist zu einem Schlüsselkrite-
rium für den langfristigen Erfolg unse-
res Finanzplatzes geworden. Ich rufe
Sie daher auf, Ihren Anstrengungen im
Kampf gegen Gelder krimineller Her-

kunft höchste Priorität zu geben. Seit
den Terrorattentaten in den USA hat
das Kritierium «ethische Integrität»
noch an Bedeutung gewonnen.

Drittens: Die Vertretung der Inter-
essen des Finanz- und Werkplatzes
gegenüber dem Ausland ist dann über-
zeugend, wenn ein Bekenntnis des Fi-
nanzsektors zur Schweiz als Wirt-
schaftsstandort besteht. Die offizielle
Schweiz reagiert auf internationale
Druckversuche, spezielle, historisch
gewachsene schweizerische regulatori-
sche und gesetzliche Besonderheiten
aufzugeben, mit konstruktiven, gleich-
wertigen Gegenvorschlägen. Diese
lassen sich jedoch nur legitimieren,
wenn der Finanzsektor weiterhin zum
Wirtschaftsstandort Schweiz steht. Zu-
sammen mit den anderen Standortvor-
teilen – wie gut ausgebaute Infrastruk-
tur, qualifizierte Arbeitnehmer, politi-
sche Stabilität und Berechenbarkeit –
schaffen sie die Voraussetzungen zu ei-
nem nachhaltigen Erfolg in beidseiti-
gem Interesse.
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Die Schweiz ist

offen zum Dialog

und bereit für die

Zusammenarbeit

mit dem Ausland,

aber immer unter

Berücksichtigung

klar abgesteckter

Grenzen.




